
 1 

FRIEDBERGER GESELLSCHAFT ZUR FÖRDERUNG DEUTSCH-IRISCHER 
VERSTÄNDIGUNG e.V. 

 
SATZUNG      Gültige Satzung.  Stand: November 2021 
 
§ 1-ZWECK 
 
Die Vereinsarbeit soll die Verständigung der Völker und Nationen mit dem Ziel eines vereinigten 
Europas beinhalten. Innerhalb dieser gesamteuropäischen Bemühungen sollen besonders die 
deutsch-irischen Beziehungen gepflegt werden. Auf dem Weg der friedlichen 
Völkerverständigung soll der Verein den gegenseitigen Austausch von Wissen um Kultur und 
Leben beider Völker fördern. Ausdrücklich lehnt der Verein die Anwendung von Gewalt zur 
Lösung politischer Konflikte ab. Der Verein hat die Aufgabe, eine Stadt in Irland zu finden, die 
geeignet ist den kulturellen Austausch zu unterstützen. Die Repräsentanten der demokratischen 
Organe der Stadt Friedberg und dieser irischen Stadt werden aufgefordert, eine Partnerschaft im 
Sinne der Vereinsziele einzugehen. 
 
§ 2 - NAME, SITZ 
 
Der Verein trägt den Namen "Friedberger Gesellschaft zur Förderung Deutsch-Irischer 
Verständigung" und hat seinen Sitz in Friedberg in Hessen. 
 
§ 3 -REGISTEREINTRAGUNG 
 
Der Verein ist nach Satzungsbeschluss unverzüglich in das Vereinsregister beim Amtsgericht 
Friedberg einzutragen. 
 
§ 4- GEMEINNÜZIGKEIT 
 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 

3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die 
Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des  Vereins. 

4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Es darf keine Person 
durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.  Die Vorstandsmitglieder üben 
ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus; eine Tätigkeitsvergütung bis zu den nach § 3 Nr. 26a 
EStG steuerfrei bleibenden Beträgen ist jedoch zulässig. Gleiches gilt für Mitglieder, 
denen im Sinne von § 8 (2) Satz 4 Aufgaben übertragen werden. 

5. Die Auflösung des Vereins erfolgt durch Beschluss der Mitgliederversammlung. Zu dem 
Beschluss ist eine Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen Stimmen erforderlich. Bei 
Auflösung des Vereins fällt das Vermögen an eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts oder an eine andere steuerbegünstigte Körperschaft, die es unmittelbar und 
ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 
Die zu begünstigende Körperschaft wird durch die Mitgliederversammlung in ihrem 
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Auflösungsbeschluss bestimmt Vor der Vermögensübertragung ist die Zustimmung des 
zuständigen Finanzamts erforderlich. Sollte die Mitgliederversammlung nicht in der Lage 
sein, einen Beschluss über die Zweckbestimmung der Vermögensverwendung zu fassen, 
so fällt das Vermögen an die Stadt Friedberg, die es entsprechend dieser 
Satzungsvorgaben zu verwenden hat. Sofern nichts weiter bestimmt ist, gelten die 
Vorschriften im BGB §§ 41 bis 50 

 
§ 5 - MITGLIEDSCHAFT 
 

1. Mitglied kann jeder werden, der bereit ist, den Verein in seinen Zielen zu unterstützen. 
2. Die Mitgliederversammlung (§ 6) setzt den finanziellen Beitrag der Mitglieder fest. Sie 

bestimmt Ausnahmeregelungen . 
3. Die Mitgliedschaft ist freiwillig. .Sie endet durch schriftliche Austrittserklärung oder Tod. 

Die Austrittserklärung wird wirksam zu dem Termin, an welchem die nächste Zahlung 
des Mitgliedsbeitrags fällig wird, sofern sie mindestens vier Wochen vor diesem Termin 
beim Vorstand eingegangen ist. 

4. Ist ein Mitglied nicht mehr bereit, die Ziele und Zwecke des Vereins zu vertreten, kann er 
durch Vorstandsbeschluss von der Mitgliedschaft befreit werden; der Beschluss ist von 
der   Mitgliederversammlung mehrheitlich  zu bestätigen. 

.  
§ 6 - MITGLIEDERVERSAMMLUNG 
 
Mindestens einmal im Geschäftsjahr (§7) findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt, zu 
der mindestens zwei Wochen vorher eingeladen werden muss. Der Vorstand (§ 8) wird von der 
ordentlichen Mitgliederversammlung für zwei Jahre gewählt (§ 11) und legt vor ihr Rechenschaft 
über seine Arbeit in der vergangenen Amtsperiode ab. Er kann nur von der  
Mitgliederversammlung entlastet werden. Der Vorstand stellt die Beschlussfähigkeit der 
Versammlung fest. Die Mitgliederversammlung ist bei Anwesenheit von mindestens sieben 
Mitgliedern beschlussfähig. 
 
 
§ 7 - GESCHÄFTSJAHR 
 
Das Geschäftsjahr beginnt am 01. Januar eines jeden Jahres und endet am31. Dezember des 
gleichen Jahres. 
 
§ 8 - VORSTAND 
 
Der Vorstand wird auf die Dauer von zwei Jahren gewählt. Er besteht aus: 
a -  dem Präsidenten als Vorsitzenden 
b -  dem Vizepräsidenten als dessen Stellvertreter 
c -  dem Schriftführer 
d -  dem Kassenwart 
e -  dem Referenten für Presse 
f -  einer von der jeweiligen Mitgliederversammlung festzulegender Anzahl von Beisitzern 
 
Der Vorstand nach § 26 BGB besteht aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und dem 
Kassenwart. Jeweils zwei von ihnen vertreten den Verein gemeinsam. 
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Diese Vertretung kann nach Vorstandsbeschluss auf Zeit für bestimmte Aufgabengebiete dem 
Schriftführer, dem Kassenwart oder dem Referenten für Presse einzeln oder gemeinsam 
zusätzlich übertragen werden. Hierbei endet jedoch die Vertretung mit der Erledigung dieser 
Aufgabe Gleiches gilt für einzelne Aufgaben, die vom Vorstand auch nicht dem Vorstand 
angehörigen Mitgliedern übertragen werden können. Erklärungen, mit denen der Verein eine 
Verbindlichkeit eingehen  soll, bedürfen der Schriftform, sie sind nur verbindlich, wenn sie von 
einem außenvertretungsberechtigten Vorstandsmitglied nach Satz eins des Absatzes und einem 
weiteren Vorstandsmitglied unterzeichnet sind. Es können Arbeitsgruppen gebildet werden. 
Entscheidungen in den Arbeitsgruppen erfolgen mehrheitlich. 
 
Der Vorstand führt im Auftrage der Mitgliederversammlung die Geschäfte des Vereins. Jedes 
Vorstandsmitglied hat eine Stimme. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte 
seiner gewählten Mitglieder anwesend sind. Beschlüsse werden mit der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen gefasst. Der Vorstand legt einen Rechenschaftsbericht über die 
vergangene Amtsperiode vor der Mitgliederversammlung ab (§ 6). 
 
§ 9 - REVISOREN 
 
Die Mitgliederversammlung wählt aus ihrer Mitte drei Mitglieder, die am Ende der Amtsperiode 
die Geschäftsführung des Vorstandes überprüfen und der Mitgliederversammlung berichten. Bei 
ordnungsgemäßer Geschäftsführung beantragen die Revisoren die Entlastung des Vorstandes 
durch die Mitgliederversammlung. Die Revisoren werden jeweils für eine Amtsperiode gewählt; 
sie können nicht Mitglieder des Vorstandes sein. 
 
§ 10 - EHRENPRÄSIDENT 
Als Ehrenpräsident kann von der Mitgliederversammlung ein früherer Präsident, der jeweilige 
Bürgermeister der Stadt Friedberg oder ein anderer Repräsentant der Stadt Friedberg 
vorgeschlagen werden.   
Der Ehrenpräsident kann beratend an Vorstandssitzungen und Mitgliederversammlungen 
teilnehmen. 
 
§ 11 - WAHLEN 
 

1. Der Vorsitzende, sein Stellvertreter und der Kassenwart werden einzeln und geheim von 
der Mitgliederversammlung gewählt. Die weiteren Vorstandsmitglieder werden von der 
Mitgliederversammlung einzeln und durch Handzeichen gewählt. Fordert ein Mitglied 
eine geheime Wahl, wird der jeweilige Wahlvorgang geheim durchgeführt. 

2. Die Leitung der Wahlhandlung obliegt drei Mitgliedern, die selbst nicht zur Wahl stehen. 
Sie können von der Versammlung mehrheitlich in einem Wahlgang gemeinsam gewählt 
werden. 

3. Die Revisoren können gemeinsam in einem Wahlgang gewählt werden 
4. Das jeweilige Wahlergebnis ist in der Niederschrift festzuhalten. 

  
§ 12 - SITZUNGSNIEDERSCHRIFT 
 
Von jeder Vorstandssitzung und jeder Mitgliederversammlung ist eine Sitzungsniederschrift 
anzufertigen, die der Vorsitzende und der Schriftführer unterzeichnen.  Die Beschlüsse und 
Abstimmungsergebnisse sind genau festzuhalten. 
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§ 13 - JUGENDABTEILUNG 
 
Der Gesellschaft wird eine Jugendgemeinschaft angegliedert. Die Jugendgemeinschaft hat das 
Recht auf Selbstgestaltung und Selbstorganisation. Die Jugendgemeinschaft verfolgt neben den 
Zielen des §1 dieser Satzung die Grundsätze des § 1 der Richtlinien über Anerkennung von 
Jugendgruppen als förderungswürdige Jugendgemeinschaften vom  0l.0l.l98O des 
Wetteraukreises. 
Die Jugendgemeinschaft gibt sich im Rahmen der Ziele der Gesellschaft eine Satzung. Die o.g. 
Richtlinien sollen hierin festgehalten werden. Der Jugendgemeinschaft wird ein 
Vorstandsmitglied der Gesellschaft als Berater zur Seite gestellt. Ein Vertreter der 
Jugendgemeinschaft kann mitspracheberechtigt an den Sitzungen des Vorstandes der Gesellschaft 
teilnehmen. 
 
§ 14 - INKRAFTTRETEN 
 
Diese Satzung  tritt am 8. November 1977 in Kraft. Änderungen treten nach Anmeldung beim 
Amtsgericht Friedberg/H. in Kraft. (Letzte Fassung vom 19.11.2021. Diese ist dem Amtsgericht 
Friedberg zur Eintragung unter VR 482. angemeldet.) 
 
 


